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ZEITGESPRÄCH

Finanzpolitik im Dilemma

Hohe Staatsverschuldung und Steuerentlastungsprogramme einerseits und zusätzliche internationale 
Hilfsprogramme sowie Verteidigungsausgaben andererseits bilden zusammen mit dem Streit um die Ver­
teilung der Umsatzsteuer einen schier unauflösbar erscheinenden Knoten für die Finanzpolitik. Wie l<ann 
er gelöst werden? Hans Matthöfer, Gerhard Stoltenberg und Wilhelm Nölling nehmen Stellung.

Hans Matthöfer

Finanzierungsaufgaben im Bundesstaat

Unser bundesstaatliches Finan­
zierungssystem ist durch eine 

Vielzahl von Querverbindungen 
gekennzeichnet. An den wichtig­
sten Steuern sind Bund und Län­
der, teilweise aber auch die Ge­
meinden, gemeinsam beteiligt. Es 
gibt den horizontalen Finanzaus­
gleich unter den Ländern, es gibt 
Zuweisungen des Bundes an fi­
nanzschwache Länder, und es gibt 
den kommunalen Finanzausgleich. 
Daneben gibt es aber auch noch 
ein kompliziertes System von 
Mischfinanzierungstatbeständen, 
in dessen Rahmen Bund und Län­
der gemeinschaftliche Finanzie­
rungen vornehmen.

Je nach Umfang und Schwerge­
wicht der Aufgaben, die von den 
Haushaltsebenen des Bundes­
staates zu erfüllen sind, können 
und müssen in diesem System die
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staatlichen Finanzierungsmittel 
dort verstärkt eingesetzt werden, 
wo ein besonders dringlicher Be­
darf besteht. Dies ist z. B. durch die 
in der Verfassung vorgesehene 
Überprüfung der Anteile von Bund 
und Ländern an der Umsatzsteuer 
möglich. Dies kann auch durch die 
entsprechende Ausstattung der 
Gemeinschaftsaufgaben oder 
durch die Festlegung von Finanzie­
rungsanteilen bei gemeinschaftlich 
finanzierten Aufgaben erfolgen. Ein 
optimales finanzwirtschaftliches 
Verbundsystem muß insgesamt 
elastisch genug sein, um sich einer 
Veränderung des Finanzbedarfs in 
Bund, Ländern und Gemeinden 
anzupassen.

Das finanzielle Gewicht der ein­
zelnen Aufgaben, die die öffentli­
chen Haushalte zu erfüllen hatten, 
hat sich im Laufe der Entwicklung

der Bundesrepublik verändert. 
Nach dem Kriege standen der W ie­
deraufbau und die Bewältigung der 
Kriegsfolgelasten im Vordergrund. 
Die Besatzungskosten und der 
Aufbau der Bundeswehr sowie der 
Ausbau der Verkehrsinfrastruktur 
waren weitere Aufgaben, die vor 
allem finanzielle Anforderungen an 
den Bundeshaushalt stellten. Von 
dem gesamten Steueraufkommen 
in der Bundesrepublik flössen sei­
nerzeit mehr als die Hälfte dem 
Bund zu (1952: 56,4 %; 1962: 
52,5 %).

Veränderte
Finanzierungsanforderungen

Mit zunehmendem zeitlichen Ab­
stand von den Kriegsereignissen 
und nach Beendigung der W ieder­
aufbauphase veränderten sich die 
Finanzierungsaufgaben der öffent-
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liehen Haushalte. Die Finanzreform 
1969 hat dazu beigetragen, die 
Verteilung der Finanzmittel auf die 
Ebenen des Bundesstaates neu zu 
ordnen. Finanzierungsaufgaben im 
Bereich des Bildungswesens, des 
Hochschulbaus, der kommunalen 
Verkehrseinrichtungen und des 
Gesundheitswesens, die vorwie­
gend in der Aufgabenkompetenz 
der Länder und Gemeinden lagen, 
traten in den Vordergrund. Der An­
teil des Bundes am Gesamtsteuer­
aufkommen wurde zugunsten der 
Länder und Gemeinden vermin­
dert. 1974 betrug der Anteil des 
Bundes am Steueraufkommen 
(nach Abzug der Ergänzungszu­
weisungen an finanzschwache 
Länder und nach Abzug der Anteile 
der Europäischen Gemeinschaf­
ten) noch 49,5 %. Gleichzeitig hat 
sich der Bund, z. B. im Rahmen der 
Gemeinschaftsaufgaben, verstärkt 
an der Finanzierung von Länder­
aufgaben beteiligt. Das finanzwirt­
schaftliche Verbundsystem wurde 
den veränderten Finanzierungser­
fordernissen angepaßt.

Die Entwicklung ist seitdem nicht 
stehen geblieben. Das Schwerge­
wicht der Finanzierungsaufgaben 
hat sich wiederum verändert. So 
setzt sich z. B. im Bereich der Län­
der der rasche Anstieg der Ausga­
ben für den Bildungsbereich nicht 
mehr fort. Der Neubau von Kran­
kenhäusern hat dazu geführt, daß 
auch in diesem Bereich zusätzliche 
Finanzierungsaufgaben nicht wei­
ter ansteigen. Aber in anderen Be­
reichen sind neue Aufgaben zu be­
wältigen, Vor allem der Bundes­
haushalt hat zunehmende Finan­
zierungslasten auf sich zu nehmen.

Seit Beginn der krisenhaften 
weltwirtschaftlichen Entwicklungen 
in der ersten Hälfte der siebziger 
Jahre haben wir das finanz- und 
haushaltspolitische Instrumenta­
rium so breit, aber auch so gezielt 
wie nie zuvor eingesetzt, um zu ei­
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nem hohen Beschäftigungsniveau 
zurückzufinden und ein angemes­
senes Wirtschaftswachstum zu er­
reichen. Die finanziellen Lasten der 
Konjunktursteuerung hatte vorwie­
gend der Bund zu tragen. Dabei 
konnte zunächst auf die angesam­
melten Konjunkturrücklagen zu­
rückgegriffen werden. Daneben 
wurden in hohem Umfang Kredite 
in Anspruch genommen, während 
wegen der verminderten Investi­
tionstätigkeit die privaten Unter­
nehmen hierbei Zurückhaltung üb­
ten.

Neue Herausforderungen

Wir haben diese Aufgabe im in­
ternationalen Vergleich gut bewäl­
tigt. Unsere Politik war erfolgreich. 
Das Bruttosozialprodukt ist 1979 
stärker angestiegen, als wir ur­
sprünglich erwartet haben. Die 
Bundesregierung konnte in ihrem 
Jahreswirtschaftsbericht von ei­
nem weiteren realen W irtschafts­
wachstum von gut 2,5 % ausge­
hen, eine Erwartung, die wahr­
scheinlich merklich übertroffen 
werden wird. Die Arbeitslosigkeit
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geht weiter zurück. In manchen 
Gebieten der Bundesrepublik ist 
praktisch Vollbeschäftigung er­
reicht. Die Wirtschaft investiert wie­
der, die Produktion läuft, und die 
Auftragslage ist in vielen Branchen 
durchaus zufriedenstellend.

Die Finanzierungsprobleme des 
Bundeshaushalts sind damit aller­
dings nicht schlagartig beseitigt. 
Die konjunkturpolitisch erforderli­
che hohe Kreditaufnahme, die vor 
allem der Bund in Kauf genommen 
hat, wirkt sich in hohen Zinsbela­
stungsquoten auch noch in den 
Folgejahren aus. Manche Maßnah­
me ist auch durchaus noch im Voll­
zug; sie stützt die wirtschaftliche 
Entwicklung, belastet aber eben 
auch den Haushalt.

Wir haben es in den vergange­
nen Jahren im übrigen nicht nur mit 
einer konjunkturellen Wellenbewe­
gung zu tun gehabt. Die Rezession 
war durch die drastische Energie­
verteuerung und durch eine weit­
reichende Veränderung der Ko­
stenrelationen überlagert. Die welt­
wirtschaftliche Arbeitsteilung ver­
ändert sich. W ir importieren heute 
viele Güter, die früher bei uns her­
gestellt wurden. Diese Entwicklung 
stellt auch die staatliche Wirt- 
schafts- und Finanzpolitik vor neue 
Herausforderungen. Unsere Wirt­
schaft befindet sich in einem tief­
greifenden Strukturwandel, dessen 
Probleme sich zum Teil ohne staat­
liche Hilfe nicht oder nicht rechtzei­
tig lösen ließen.

Mehr denn je kommt es für das 
Industrieland Bundesrepublik dar­
auf an, daß technisch fortschrittli­
che Entwicklungen in wirtschaftli­
che Wirklichkeit umgesetzt wer­
den, daß Produktivitätsfortschritte 
erzielt werden und daß auf breiter 
Front eine sparsame Verwendung 
von Energie und ein schonender 
Umgang mit unserer Umwelt 
durchgesetzt wird. Der Staat kann 
sich in dieser Situation nicht aus

WIRTSCHAFTSDIENST 1980/V.
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seiner wirtscliaftspolitisclien Ver­
antwortung zurücl<zielien. Er muß 
sicli im Interesse einer funktionie­
renden Wirtschaft in einem be­
stimmten Umfang mit finanziellen 
Dauerlasten abfinden.

Entlastungsmöglichkeiten

Eine Entlastung der Staatshaus­
halte ist nur in den durch die volks­
wirtschaftlichen Notwendigkeiten 
gezogenen Grenzen möglich. Das 
gilt insbesondere für den Subven­
tionsabbau. Eine pauschal geführ­
te Debatte über die Rodung des 
Subventionsdschungels macht -  
so sehr ich es begrüße -  wenig 
Sinn, wenn sich politische Mehr­
heiten für vernünftige Vorschläge 
finden. Die Frage muß lauten, ob 
und inwieweit durch staatliche Fi­
nanzhilfen die Wachstumschancen 
unserer Wirtschaft verbessert und 
Wachstumshemmnisse beseitigt 
sowie Beiträge zur Einsparung von 
Energie und Rohstoffen geleistet 
werden. Wo dies der Fall ist, sind 
Subventionen durchaus sinnvoll. 
Wo sie nur überkommene Pfründe 
sind oder gar mehr Schaden als 
Nutzen stiften, sollten wir sie strei­
chen.

Hohe Steuervergünstigungen für 
Abschreibungsgesellschaften, die 
zu einer volkswirtschaftlich nicht 
sinnvollen Fehllenkung von Investi­
tionskapital führen, sind z. B. kein 
Beitrag zur Verbesserung der 
Wachstumschancen unserer Wirt­
schaft. Wir haben daher vorge­
schlagen, die Möglichkeiten des 
sogenannten negativen Kapital­
kontos einzugrenzen. Das Schick­
sal dieses Gesetzentwurfs im Bun­
desrat wird zeigen, wie ernst man 
es dort mit dem Abbau von unge­
rechtfertigten Subventionen nimmt. 
Die Streichung der Steuervergün­
stigung für den Mineralölverbrauch 
bei Sportbooten durch eine Verord­
nung des Bundesministers der Fi­
nanzen ist ein weiteres Beispiel da­

für, daß Subventionen nicht mehr 
tabu sind, wenn klare Entschei­
dungszuständigkeiten und der W il­
le zum Handeln besteht.

Dagegen erweisen sich die Maß­
nahmen, mit denen nicht zuletzt 
der Bund dazu beigetragen hat, 
unsere Kohleförderung zu moder­
nisieren und die Förderkapazität zu 
erhalten, heute als wichtiger Aktiv­
posten in unserer Energiebilanz. 
Mit hohen Bundeszuschüssen ha­
ben wir uns das leistungsfähige, 
energiesparende und umwelt­
freundliche Verkehrssystem Bun­
desbahn erhalten. Sein Wert wird 
uns noch voll bewußt werden, 
wenn die ö lpreise weiter steigen 
oder wenn wir sogar Mengenpro­
bleme bekommen sollten.

Das Programm zur Förderung 
von heizenergiesparenden Maß­
nahmen im Wohnungsbau hat oh­
ne übermäßige staatliche Bevor­
mundung viele Bürger dazu veran­
laßt, energiepolitisch äußerst sinn­
volle Maßnahmen durchzuführen. 
Die staatliche Förderung von For­
schung und Entwicklung, insbe­
sondere auch für die mittelständi­
sche Wirtschaft, ist ein wichtiger 
Beitrag zur Förderung der Innova­
tionsbereitschaft und zur Erhaltung 
der wirtschaftlichen Dynamik, mit 
dem der Bund sich besonders stark 
engagiert hat.

Verpflichtungen des Bundes

Dies gilt auch im sozialen und fa­
milienpolitischen Bereich. Im Zu­
sammenhang mit der Steuer- und 
Kindergeldreform sind die Finan­
zierungslasten des Kindergeldes 
voll auf den Bund übergegangen, 
ohne daß dafür ein hinreichender 
Belastungsausgleich zwischen 
Bund und Ländern stattgefunden 
hätte. Bei der Sozialversicherung 
sind, nicht zuletzt im Zusammen­
hang mit der Entwicklung der Al­
tersstruktur der Bevölkerung, er­
hebliche Finanzierungsprobleme

entstanden. Auch hier haben sich 
die Konsolidierungsmaßnahmen 
zumindest indirekt auf den Bun­
deshaushalt ausgewirkt.

Die Bundesrepublik muß ferner 
im internationalen Rahmen zusam­
men mit unseren Verbündeten zu­
sätzliche Verpflichtungen überneh­
men. Als größte Welthandelsnation 
bleiben wir nicht unberührt, wenn 
an der Nahtstelle zur Dritten Welt, 
im mittleren Osten, tiefgreifende 
Veränderungen vor sich gehen. 
W ir müssen dazu beitragen, Span­
nungen einzugrenzen, und Hilfe 
zur wirtschaftlichen Stabilisierung 
leisten, z. B. auch in der Türkei. Die 
Finanzierungsaufgaben im interna­
tionalen Bereich und der äußeren 
Sicherheit fallen ebenfalls in die 
Zuständigkeit des Bundes.

Verschuldungsanstieg

Das Gewicht der Finanzierungs­
aufgaben in unserem Bundesstaat 
hat sich also -  die aufgeführten 
Beispiele illustrieren dies -  zu La­
sten des Bundes verlagert. Wir 
würden die Finanzierungssituation 
der öffentlichen Haushalte in der 
Bundesrepublik gegenwärtig nur 
unvollständig beurteilen können, 
wenn wir den Blick nur auf den 
überproportionalen Anstieg der 
Verschuldung des Bundes richten 
und auf den beengten finanziellen 
Rahmen, der sich daraus für die 
Bewältigung seiner Zukunftsaufga­
ben ergibt. Der Bund muß heute 
13 % seiner Aufgaben durch Kre­
dite finanzieren, die Länder nur 
7 %, und die Gemeinden kommen 
zur Zeit mit einer Kreditfinanzie­
rungsquote von 4 % aus.

Die Entwicklung der Deckungs­
quoten von Bund, Ländern und Ge­
meinden (also des Ausgabenan­
teils, der nicht durch Kreditaufnah­
men finanziert wird) macht deut­
lich, daß die ungünstige Finanz­
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ausstattung des Bundes bereits 
seit 1975 anliält (vgl. Übersiclit).

Dieser Zustand bedarf der Kor- 
rei<tur. Die verscfiiedentiich vorge­
schlagene Kürzung des sich in der 
parlamentarischen Beratung befin­
denden Steuerpakets wäre ein Irr­
weg, der am Problem vorbeiginge. 
Die Notwendigkeit, den weiteren 
Anstieg der Lohnsteuerbelastung 
im Interesse sozialer Gerechtigkeit 
und auch der Leistungsfähigkeit 
unserer Wirtschaft zu verhindern, 
kann nicht bestritten werden.

Der progressive Einkommen­
steuertarif führt dazu, daß jede Ein­
kommenserhöhung einen überpro­
portionalen Anstieg der Lohnsteuer 
bewirkt. Die steuerlichen Korrektu­
ren, die w ir für 1981 vorgeschlagen 
haben, haben ihren Schwerpunkt 
bei der Entlastung der Steuerzah­
ler in der Zone der ansteigenden 
Progression und bei der Entlastung 
der Familien mit Kindern. Hier geht 
es nicht um Steuergeschenke, 
sondern darum, steuersystemati­
schen und steuerpolitischen Not­
wendigkeiten Rechnung zu tragen. 
Ein Verzicht auf diese notwendigen 
Steuerentlastungen würde zudem 
nur zum geringen Teil dem Bun­
deshaushalt zugute kommen. Bei 
einem Verzicht auf 100 DM Steuer­
entlastung würden dem Bundes­
haushalt nur 42,50 DM zufließen. 
57,50 DM erhielten die Länder,__ob­

wohl sie an den zusätzlichen Bela­
stungen z. B. aus dem internatio­
nalen Bereich nicht beteiligt sind.

Neuverteilung 
der Finanzmasse

Die derzeit unzureichende Fi­
nanzausstattung des Bundes ist 
vor dem Hintergrund zu sehen, daß 
der Bund mit niedrigeren Anteilen 
an den verhältnismäßig kräftig stei­
genden direkten Steuern beteiligt 
ist, während er im Rahmen des 
Steuerverbundes stärker an den 
unterproportional zunehmenden 
indirekten Steuern beteiligt ist. Das 
Ergebnis der letzten Steuerschät­
zung hat gezeigt, daß der Anteil 
des Bundes am Steueraufkommen 
bei unveränderter Steuerverteilung 
in den kommenden Jahren weiter 
abnehmen würde. Nach Abzug der 
Ergänzungszuweisungen an die fi­
nanzschwachen Länder und der 
Steueranteile der Europäischen 
Gemeinschaft verblieben für den 
Bundeshaushalt 1979 48,5 % des 
Steueraufkommens; 1984 würden 
es nur noch 46,9 % sein.

Wir können die anstehenden Fi­
nanzierungsprobleme bei einer 
konjunkturgerechten Neuverschul­
dung nur lösen, wenn wir die den 
öffentlichen Haushalten in der Bun­
desrepublik insgesamt zur Verfü­
gung stehenden Finanzierungsmit­

Entwicklung der Deckungsquoten von Bund, 
Ländern und Gemeinden’

Jahr Bund Länder Gemeinden
Länder und 
Gemeinden

1970 100,5 96,1 89,6 92,5
1971 98,9 93,8 86,4 89,4
1972 95,7 98,6 90,4 94,5
1973 97,7 98,3 93,7 95,7
1974 92,1 93,2 90,4 91,4
1975 77,9 86,4 90,9 86,7
1976 82,6 90,0 96,3 91,5
1977 86,8 94,9 98,0 95,7
1978 86,0 92,9 98,1 94,2
1979 87,3 92,7 95,7 93,1
1980 87,9 91,9 97,5 93,3

’ Einschließlich Konjunktur- und Investitionsprogramme. 
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tel in ausgewogener Weise vertei­
len. Wenn einzelne öffentliche 
Haushalte Konsolidierungserfolge 
erzielen, während gleichzeitig der 
Bund an die Grenzen seiner Finan­
zierungsmöglichkeiten gedrängt 
wird, geraten wichtige Aufgaben in 
Gefahr, nicht erfüllt werden zu kön­
nen.

Aufgaben wie z. B. die Venwirkli- 
chung eines gerechten Steuersy­
stems, die Schaffung zukunftssi­
cherer Arbeitsplätze, die Moderni­
sierung unserer Wirtschaftsstruk­
tur, die Erfüllung internationaler 
Verpflichtungen und sicherheitspo­
litischer Belange können auf Dauer 
nur erfüllt werden, wenn es gelingt, 
eine aufgabengerechte Verteilung 
der Finanzmasse in unserem Bun­
desstaat zu organisieren. Das 
Grundgesetz hat die Neuregelung 
der Umsatzsteueranteile von Bund 
und Ländern als Mechanismus vor­
gesehen, um die Finanzausstat­
tung der öffentlichen Haushalte ei­
ner veränderten Bedarfssituation 
anzupassen. Eine solche Anpas­
sung ist heute notwendig.

Die Instrumente der Mischfinan­
zierung stellen einen weiteren Re­
gelungsmechanismus dar, der zu 
einer bedarfsgerechten Finanzie­
rung der Haushalte beitragen kann. 
Eine Einschränkung oder Abschaf­
fung von Mischfinanzierungstatbe­
ständen und der entsprechenden 
Mitfinanzierungen des Bundes be­
darf jedoch auch sorgfältiger Über­
legungen der Länder. Diese Mitfi­
nanzierungen dienen auch dazu, 
Aufgaben im gesamtstaatlichen In­
teresse zu erfüllen, ohne daß dies 
ausschließlich von der unter­
schiedlichen Finanzkraft der ein­
zelnen Bundesländer abhängig 
wäre. Die Ausgleichsfunktion der 
gemeinschaftlichen Finanzierungs­
regelungen kann durch eine Lok- 
kerung des bundesstaatlichen Fi­
nanzverbundes kaum wettgemacht 
werden.

WIRTSCHAFTSDIENST 1980/V
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Gerhard Stoltenberg

Wir brauchen eine neue Finanzplanung

Es ist keine neue Erkenntnis, 
daß wir in der Bundesrepublik 

Deutschland seit Jahren über un­
sere Verhältnisse leben. Während 
in den 20 Jahren CDU/CSU-ge- 
führter Bundesregierungen die 
Schulden des Bundes auf 14,3 
Mrd. DM begrenzt werden konnten, 
beträgt die Schuldenlast des Bun­
des heute mehr als 200 Mrd. DM. 
Die Gesamtverschuldung der öf­
fentlichen Haushalte ist von 115 
Mrd. DM 1970 auf über 400 Mrd. 
DM im vergangenen Jahr gestie­
gen. Allen Konsolidierungsbeteue­
rungen zum Trotz liegt die jährliche 
öffentliche Neuverschuldung mit 
steigender Tendenz seit 1978 über 
40 Mrd. DM und wird sich 1980 der 
50-Mrd.-Marke entscheidend nä­
hern. Nach den bisher vorliegen­
den unveränderten Finanzplanun­
gen ist ohne Berücksichtigung der 
vorgesehenen steuerlichen Entla­
stungen von 17,6 Mrd. DM mit ei­
ner Neuverschuldung aller öffentli­
chen Haushalte von ca. 53 Mrd. 
DM im Jahre 1981 zu rechnen.

Damit erreichen wir eine Grö­
ßenordnung der jährlichen Neuver­
schuldung der öffentlichen Haus­
halte, die der rezessionsbedingten 
Neuverschuldung des Jahres 1975 
(53,7 Mrd. DM) nahekommt. Bei ei­
nem Wirtschaftswachstum im ver­
gangenen Jahr von real 4,5 % ist 
eine Neuverschuldung von 43 Mrd. 
DM finanzpolitisch unvertretbar. 
Diese bedrückende Politik der Ver­
schuldung ist mit einer gewaltigen 
Steigerung der Zinslast der öffentli­
chen Haushalte verbunden. Wäh­
rend 1969 die staatlichen Ausga­
ben für Zinsen noch bei 5,9 Mrd. 
DM lagen, werden sie in diesem 
Jahr mit steigender Tendenz annä­
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hernd 30 Mrd. betragen und damit 
künftige Generationen immer stär­
ker belasten. Die Folge ist eine un­
vertretbare Einengung des ohnehin 
begrenzten Handlungsspielraums 
der öffentlichen Haushalte und ei­
ne zunehmende Lähmung, neue 
Konjunkturprogramme aufzulegen, 
wenn es möglicherweise notwen­
dig werden sollte.

Die Bundesregierung beging ei­
nen schweren, möglicherweise 
nicht mehr korrigierbaren Fehler, 
als sie die wirtschaftlich relativ gün­
stigen Jahre von 1976 bis 1979 
nicht zu einer wirksamen Konsoli­
dierungspolitik für die öffentlichen 
Finanzen nutzte. Sollte der von vie­
len Wirtschaftswissenschaftlern 
vorhergesagte starke Konjunktur­
einbruch 1981 Wirklichkeit werden, 
so würde der extrem hohe Schul­
denstand die Finanzpolitik fast völ­
lig aktionsunfähig machen. Bei sta­
gnierenden oder gar rückläufigen 
Steuereinnahmen müßten hohe 
Kredite die Ausgaben einigerma­
ßen sichern. Der Spielraum für 
konjunkturfördernde steuerliche 
Entlastungen oder zusätzliche 
Ausgaben der öffentlichen Hände 
wäre dann nicht mehr gegeben.

Bedrückende Politik

Diese bedrückende Politik der 
gewaltigen Einnahmenbeschaf­
fung zu Lasten künftiger Genera­
tionen war jedoch keineswegs mit 
einer konstanten -  geschweige 
denn sinkenden -  Abgabenbela­
stung des Bürgers verbunden. Von 
1969 bis 1979 ist die Abgabenquo­
te im Verhältnis zum Sozialprodukt 
von 35,2 % auf 39,5 % gestiegen. 
Parallel dazu stieg der Staatsanteil 
am Sozialprodukt -  als Ausdruck

der Kontrolle der wirtschaftlichen 
Entwicklung durch den Staat -  von 
37,9 % auf 46,9 %.

Die Problematik der seit Jahren 
überzogenen Staatsdefizite wird 
seit 1979 durch das nicht ernst ge­
nug zu nehmende Problem des au­
ßenwirtschaftlichen Ungleichge­
wichts überlagert und verschärft. 
Nach Jahren großer Exportüber­
schüsse erleben wir gegenwärtig 
eine dramatische Verschlechte­
rung der Leistungsbilanz der Bun­
desrepublik Deutschland. 1978 
hatten wir noch einen Überschuß 
von 17,6 Mrd. DM aufzuweisen. 
1979 betrug der Fehlbetrag 9 Mrd. 
DM und für 1980 zeichnet sich ein 
Minus von ca. 25 Mrd. DM ab. Ein 
Großteil davon geht auf die gestie­
genen ö l-  und Rohstoffpreise zu­
rück.

Abbau des 
Leistungsbilanzdefizits

Finanziert wurde das Defizit 
1979 durch Kapitalimport und den 
Abbau der Währungsreserven der 
Deutschen Bundesbank. Während 
wir 1978 noch über Währungsre­
serven von 96 Mrd. DM verfügten, 
ging dieser Betrag im Laufe des 
Jahres 1979 auf 89 Mrd. DM zu­
rück. Für 1980 ist zu befürchten, 
daß sich die Währungsreserven 
weiter drastisch verringern werden. 
Es ist klar, daß längerfristig das 
Defizit unserer Leistungsbilanz 
nicht durch den Abbau von Wäh­
rungsreserven und Kapitalimporten 
finanziert werden kann. Eine an­
haltende Verschlechterung der Lei­
stungsbilanz unseres Landes kann 
den Wert der D-Mark in den Augen 
unserer wichtigsten Partnerländer 
erheblich beeinträchtigen. Kapital­
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importe zur Finanzierung von Lei­
stungsbilanzdefiziten sind nur dann 
sinnvoll, wenn sie in Investitionen 
fließen, die zum einen unsere Ab­
hängigkeit vom ö l verringern und 
damit die Entwicklung der Import­
seite dämpfen und zum anderen 
die Exportkraft unseres Landes 
stärken und damit von der Export­
seite her zum Abbau des Lei­
stungsbilanzdefizits beitragen.

Voraussetzung dafijr ist jedoch, 
daß vor allem der Spielraum für In­
novationen und ein hoher privater 
Investitionsstand politisch und fi­
nanzwirtschaftlich durch den Staat 
sichergestellt werden. Nur mit 
hochwertigen Gütern auf dem 
neuesten technologischen Stand 
können wir auf den internationalen 
Märkten konkurrenzfähig bleiben, 
zumal wir im internationalen Ver­
gleich mit das höchste Lohnniveau 
haben. Damit die Unternehmen die 
hierzu erforderlichen enormen For­
schungs- und Entwicklungsauf­
wendungen im Investitionsbereich 
vornehmen können, müssen 
hauptsächlich die steuerlichen 
Rahmenbedingungen zukunfts­
orientiert gestaltet, die vielfältigen 
Investitionshemmnisse abgebaut 
und die Staatsquote vermindert 
werden. Die Bundesregierung hat 
bisher jedoch überhaupt keine in­
nenpolitischen Konsequenzen aus 
der massiven Erhöhung der Roh­
stoff- und vor allem ölpreise gezo­
gen.

Verschärfung der Probleme

Wenn die Bundesregierung nun­
mehr dazu übergeht, ihr gewaltiges 
Haushaltsdefizit (1980 rd. 24 Mrd. 
DM) teilweise im Ausland abzudek- 
ken, so mag das kurzfristig aus fi­
nanzierungstechnischen Kapital­
marktüberlegungen heraus hinge­
nommen werden. Längerfristig 
würde dies aber bedeuten, daß wir 
die Verbrauchs- und Transferaus­
gaben des Bundeshaushalts durch
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Auslandskredite finanzieren, wäh­
rend die Stärkung der privaten In­
vestitionskraft das einzige Mittel 
zum längerfristigen Abbau des Lei­
stungsbilanzdefizits darstellt. Eine 
Finanzierung von Staatskonsum 
durch Auslandskredite würde mit­
telfristig das Leistungsbilanzpro­
blem eher zusätzlich verschärfen 
als lösen.

In dieser gesamtwirtschaftlich für 
die Bundesrepublik Deutschland 
sehr schwierigen Situation müssen 
wir angesichts der internationalen 
krisenhaften Entwicklung unsere 
Verteidigungsausgaben nachhaltig 
steigern. Wir müssen uns auch an 
Hilfsprogrammen für bedrängte 
Staaten beteiligen. Das sind wir 
dem westlichen Bündnis und der 
Solidarität zu unseren amerikani­
schen und europäischen Partnern 
schuldig. Zu diesen unabweisba­
ren zusätzlichen Ausgaben kom­
men die Mehrbelastungen auf­
grund der Verbesserungen im Ta­
rif- und Besoldungsbereich und ei­
ner unverdrossen Mehrausgaben 
erzeugenden Gesetzgebungsma­
schinerie hinzu. Auf der anderen 
Seite fordern alle großen Parteien 
mit gutem Recht einmütig eine mil­
liardenschwere Steuerentlastung 
für den durch Abgaben arg gebeu­
telten Bürger.

Aus der Beschreibung der Kri­
senlage der öffentlichen Finanz­
wirtschaft in unserem Lande folgt, 
daß unverzüglich ein umfassendes 
längerfristiges Konzept für den öf­
fentlichen Gesamthaushalt erar­
beitet werden muß. Aufgrund der 
weitreichenden Kompetenzen des 
Bundes und seiner Führungsrolle 
im Finanzplanungsrat trägt die 
Bundesregierung hierfür die 
Hauptverantwortung. Aber sie wei­
gert sich aus wahltaktischen Über­
legungen, noch vor der Bundes­
tagswahl ein solches Konzept vor­
zulegen und mit den Ländern und 
Gemeinden abzustimmen. Ein wei­

teres Hinauszögern und Zaudern 
der Bundesregierung würde zu ei­
ner kaum zu korrigierenden schwe­
ren Belastung künftiger Bundesre­
gierungen werden.

Was wir brauchen, ist eine neue 
Finanzplanung, die konkret die er­
forderlichen zusätzlichen Mittel für 
die Landesverteidigung und die in­
ternationalen Hilfsprogramme zu­
gunsten bedrängter Staaten be­
schreibt und die Bereiche nennt, in 
denen Kürzungen erforderiich und 
möglich sind. Die vordringliche 
Aufgabe der Konsolidierung der öf­
fentlichen Haushalte auf ein mittel­
fristig vertretbares Maß der jährii­
chen Neuverschuldung macht ein 
Sparprogramm zur strikten Be­
grenzung des Ausgabenwachs­
tums erforderlich. Dieses Sparpro­
gramm erfordert ein Bündel von 
sozial ausgewogenen Ausgaben­
begrenzungen.

Verkennung der Problemlage
Zu diskutieren sind sowohl die 

staatlichen Verbrauchsausgaben, 
die gut 42 % des öffentlichen Ge­
samthaushalts ausmachen, als 
auch der große Block der soge­
nannten Geldübertragungen an 
private Haushalte und Unterneh­
mungen, die 46 % der öffentlichen 
Ausgaben beanspruchen. In die­
sem Zusammenhang ist auch unter 
Anlegung strenger Maßstäbe zu 
prüfen, inwieweit die Verabschie­
dung von ausgabewirksamen Ge­
setzentwürfen hinausgeschoben 
werden muß. Der notwendige 
Spielraum für verantwortbare Steu­
ersenkungen muß jedoch auch 
durch Überprüfung von Besitzstän­
den gesichert werden. Wegen der 
engen Verflechtung der Haushalte 
von Bund, Ländern und Gemein­
den können die Sparmaßnahmen 
nur gemeinsam zum Erfolg geführt 
werden. Wegen der umfassenden 
Gesetzgebungskompetenz des 
Bundes muß die Initiative von der 
Bundesregierung ausgehen.
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Statt dessen fordert die Bundes­
regierung eine drastische Erhö­
hung ihres Anteils an der Umsatz­
steuer von den Ländern. Es ist 
schon eine erschreckende Verken­
nung der Problemlage, wenn der 
Bundeskanzler im Deutschen Bun­
destag erklärt; ,,Wenn jemand be­
reit ist, Opfer zu bringen, dann sind 
hier in allererster Linie die Minister­
präsidenten der elf Bundesländer 
bei der Verteilung der Umsatzsteu­
er gefragt.“ Das Problem ist jedoch 
nicht die Verschiebung des hohen 
Defizits des Bundes auf die Ebene 
der Länder und Gemeinden, son­
dern der Abbau der Defizite des öf­
fentlichen Gesamthaushalts. Erst 
nach Fortschritten bei der notwen­
digen gemeinsamen Begrenzung 
des Ausgabenwachstums insge­
samt kann über eine ausgewogene 
Finanzausstattung aller Gebiets­

körperschaften diskutiert werden. 
Es ist auch widersinnig, wenn die 
Bundesregierung die Einnahmen 
der Länder und Gemeinden dra­
stisch verringern will, auf der ande­
ren Seite aber immer neue Milliar- 
denvorhaben auf Kosten der Län­
der und Gemeinden, so bei der Bil­
dungsplanung, durch Umwelt­
schutzgesetze, bei der Jugendhil­
fe, in der Rechtspolitik und in zahl­
reichen anderen Bereichen von der 
Bundesregierung initiiert werden.

Bereitschaft 
zur Gemeinsamkeit

Die Länder sind bereit und ha­
ben dies im Bundesrat auch schon 
gezeigt, gemeinsam mit der Bun­
desregierung zu prüfen, welche der 
sich im Gesetzgebungsverfahren 
befindlichen finanzwirksamen Ge­
setze im Bundestag und Bundesrat

gestoppt und nicht mehr verab­
schiedet werden sollen. Die Mehr­
heit der Länder ist auch bereit, im 
Rahmen eines Gesamtkonzepts 
den Bund bei einigen bestehenden 
Mischfinanzierungen zu entlasten. 
Das heißt freilich nicht, daß die 
Mehrzahl der Bundesländer für die 
Beseitigung aller Gemeinschafts­
aufgaben ist. Aber nach den Erfah­
rungen der letzten zehn Jahre ist 
eine Reihe von Mischfinanzierun­
gen zu überdenken. Sie führen 
nämlich zu unvertretbarem Venwal- 
tungsaufwand und zu beträchtli­
chen Reibungsverlusten. Die Län­
der werden deshalb neuen ,,Mo­
dellvorhaben“ des Bundes in ihrem 
Verantwortungsbereich nicht mehr 
zustimmen. Vorrang vor neuen 
ausgabenwirksamen Gesetzen 
müssen in Zukunft die Konsolidie­
rung der öffentlichen Haushalte
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und Steuerentlastungen für den 
Bürger haben. Angesichts der Ver­
schlechterung der öffentlichen Fi­
nanzsituation und wegen des au­
ßenwirtschaftlichen Ungleichge­
wichts sollte im Rahmen der Dis- 
l<ussion um eine (konzeptionelle Fi­
nanzplanung der öffentlichen

Haushalte ernsthaft erwogen wer­
den, die Steuerentlastungen auf et­
wa 10 bis 12 Mrd. DM zu be­
grenzen.

Nur die Rückführung der öffentli­
chen Neuverschuldung durch eine 
schmerzhafte Begrenzung des 
Ausgabenwachstums der öffentli­

chen Haushalte und die steuerliche 
Entlastung für die Wirtschaft und 
den Bürger vermögen die Rah­
menbedingungen zu schaffen, die 
w ir zur Bewältigung der außenwirt­
schaftlichen wie der selbstver­
schuldeten binnenwirtschaftlichen 
Probleme dringend brauchen.

Wilhelm Nölling

Offene Fragen der Finanzpolitik

Hervorstechendstes Merkmal 
der öffentlichen Haushaltslage 

in Bund und Ländern ist das nach 
wie vor hohe Ungleichgewicht zwi­
schen den Ausgaben der Gebiets­
körperschaften und ihren laufen­
den Einnahmen. In der Diskussion 
über die gegenwärtigen Probleme 
der Finanzpolitik und bei den Vor­
schlägen zu deren Lösung steht 
daher zu Recht die Verschuldungs­
frage an oberster Stelle. Wichtigste 
Leitlinie für finanzpolitisches Han­
deln muß jetzt die Konsolidierung 
der öffentlichen Finanzen sein.

Wenn jedoch in diesem Zusam­
menhang immer wieder angedeu­
tet oder offen behauptet wird, die 
staatliche Schuldensituation sei im 
Grunde darauf zurückzuführen, 
daß während der letzten Jahre eine 
leichtfertige und verfehlte Haus­
haltspolitik betrieben wurde, so ist 
diesem Vonwurf entschieden zu w i­
dersprechen. Kritik an der staatli­
chen Schuldenpolitik, die deren ge­
samtwirtschaftliche Ursachen und 
wirtschaftspolitische Notwendigkeit 
verharmlost oder verschweigt, ist 
sachlich irreführend und wirkt un­
redlich.

Seit Mitte der siebziger Jahre 
standen die Träger der Finanzpoli­
tik vor der Aufgabe, den Herausfor­
derungen einer völlig neuen, tief­
greifenden Beschäftigungs- und

Wachstumskrise erfolgreich zu be­
gegnen. Die öffentlichen Haushalte 
waren aus gesamtwirtschaftlicher 
Verantwortung gezwungen, ihre 
Kreditaufnahme erheblich zu inten­
sivieren. Daß sie volkswirtschaft­
lich richtig gehandelt haben, kann 
überzeugend nicht bestritten wer­
den. Wenn dennoch die hohe 
staatliche Neuverschuldung der 
letzten Jahre heute rückblickend 
als unnötig oder gar falsch beurteilt 
wird, so muß dies verwunderlich 
erscheinen.

Zweifellos haben die finanzpoliti­
schen Anstrengungen seit 1974 
den öffentlichen Haushalten hohe 
finanzielle Lasten aufgebürdet. 
Niemand kann jedoch leugnen, 
daß sichtbare wirtschaftspolitische 
Erfolge erzielt worden sind. Der 
1975 stark abgesunkene Ausla­
stungsgrad des gesamtwirtschaftli­
chen Produktionspotentials hat 
sich weitgehend normalisiert. Da­
durch konnten hohe volkswirt­
schaftliche Produktionseinbußen 
und Einkommensverluste unter­
bunden werden. Die Beschäftig­
tenzahl ist gegenüber ihrem kon­
junkturellen Tiefstand 1975/76 
wieder um rund 900 000 angestie­
gen, die Zahl der Kurzarbeiter ging 
um 650 000 zurück, und die Ar­
beitslosigkeit wurde, wenn auch 
bei weitem nicht im wünschens­

werten Maße, so doch immerhin 
um über 300 000 Personen verrin­
gert. Nach Berechnungen des DIW 
hatten die expansiven staatlichen 
Aktivitäten in den Jahren 1978 und 
1979 einen Beschäftigungseffekt in 
der Größenordnung von zusätzlich 
300 000 Erwerbspersonen. Dies 
entspricht etwa der Hälfte der in 
diesem Zeitraum insgesamt ver- 
zeichneten Beschäftigungszunah­
me.

Die im vergangenen Jahr endlich 
erreichte umfassende Wiederbele­
bung der volkswirtschaftlichen 
Wachstumskräfte setzte für die 
Träger der Finanzpolitik das Zei­
chen, die Entwicklung der öffentli­
chen Haushalte verstärkt auf das 
Konsolidierungsziel auszurichten. 
Weitere expansive Global-Anstöße 
waren wirtschaftspolitisch weder 
notwendig noch angebracht. Jetzt 
konnten und mußten wieder die 
haushaltswirtschaftlichen Erforder­
nisse in den Vordergrund treten.

Einen nennenswerten Konsoli­
dierungserfolg hat bereits das ver­
gangene Jahr gebracht. Da 1979 
die Netto-Kreditaufnahme der Ge­
bietskörperschaften mit insgesamt 
43 Mrd. DM noch leicht über den 
Betrag von 1978 hinausgegangen 
ist, wird dies zwar gern bestritten. 
Dagegen steht jedoch, daß noch zu 
Beginn 1979 der staatliche Neu-
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Verschuldungs-Bedarf um minde­
stens 10 Mrd. DM höher veran­
schlagt worden war. Die 1979 wirk­
sam gewordenen Steuer- und aus­
gabenpolitischen Maßnahmen ha­
ben nicht nur, wie angestrebt, das 
gesamtwirtschaftliche Wachstum 
weiter belebt, sondern mittelbar 
auch die Entwicklung der Steuer­
einnahmen fühlbar beschleunigt. 
Im Ergebnis konnte durch zusätzii^- 
che staatliche Anstöße mehr 
Wachstum erreicht werden, ohne 
daß die laufende Neuverschuldung 
angestiegen ist. Die Finanzpolitik 
hat ihre Lektion gelernt. Statt wie 
1976/77 genügend starke Auf­
schwungskräfte zu unterstellen 
und vermeintlich konsolidierend zu 
handeln, hat sie 1978/79 die Ex­
pansionskräfte aktiv gestärkt und 
dadurch auch auf die Konsolidie­
rung der öffentlichen Haushalte 
hingewirkt.

Im laufenden Jahr muß die Ernte 
der Konsolidierungsfrüchte weiter­
gehen. An dieser Priorität ist vor­
läufig festzuhalten, auch wenn sich 
inzwischen unter dem Einfluß der 
jüngsten Olpreissteigerungen so­
wie der erschwerten weltwirtschaft­
lichen und weltpolitischen Bedin­
gungen die Konjunkturaussichten 
wieder verschlechtert haben. Der 
Umschwung in den Stimmungen 
und Erwartungen scheint sich auf 
das tatsächliche Handeln der Ver­
braucher, Produzenten und Inve­
storen bisher nicht ausgewirkt zu 
haben. Noch deuten die aktuellen 
Angebots-und Nachfrageindikato­
ren auf einen alles in allem vorerst 
weiter positiven Konjunkturverlauf 
hin.

Für die Finanzpolitik gibt es da­
her gegenwärtig keinen stichhalti­
gen Grund, vom eingeschlagenen 
Konsolidierungskurs abzugehen. 
Gerade weil nicht ausgeschlossen 
werden kann, daß bei künftig 
schwächerem Konjunkturverlauf

möglicherweise erneut stützende 
Haushaltsimpulse erforderlich wer­
den, ist es jetzt ganz besonders 
geboten, die staatlichen Schulden­
zuwächse zurückzuschneiden. Wir 
müssen finanzwirtschaftlich Raum 
schaffen, um die öffentlichen 
Haushalte politisch -  d. h. auch 
wirtschaftspolitisch -  wieder be­
weglicher zu machen.

Gefährlicher Irrweg

ln realistischer Einschätzung der 
Situation muß man jedoch feststel­
len, daß bei den gegebenen Haus­
haltsstrukturen und angesichts der 
Konjunkturlage kurzfristige Radi­
kalkuren nicht möglich sind. Sie er­
scheinen darüber hinaus, das er­
klärte kürzlich der Vorstandsspre­
cher der Deutschen Bank, Wilfried 
Guth, auch gar nicht notwendig.

Konsolidierung per Gewaltakt ist 
als gefährlicher Irrweg abzulehnen. 
Eine drastische Einschränkung 
staatlicher Aufgabenfelder, wie von 
Sprechern der Bonner Opposition 
gefordert, wäre politisch und wirt­
schaftlich nicht zu verantworten. 
Das gleiche gilt für die Interpreta­
tion, Konsolidierung verlange einen 
fühlbaren Abbau des erreichten 
Schuldenstandes. Statt nur ihre 
laufende Neuverschuldung herab­
zusetzen, müßten also Bund und 
Länder umfangreiche Netto-Til- 
gungsausgaben leisten. Die Folge 
wären nicht nur schwenwiegende 
konjunkturelle Rückschläge durch 
das Aufbringen der erforderlichen 
Mittelüberschüsse, sondern zu­
sätzlich einschneidende Störungen 
für die Kreditmärkte durch den Ent­
zug von Anlagemöglichkeiten für 
die Kreditinstitute und Kapitalsam­
melstellen.

Bisweilen könnte man geradezu 
bedauern, daß es politisch ausge­
schlossen ist, den ökonomischen 
Widersinn von Schlagworten wie 
,.wirtschaftlicher Rückzug des

Staates“ , ,,Konsolidierung durch 
Abbau des öffentlichen Schulden­
standes“ und ,,Verzicht auf staatli­
che Vollbeschäftigungsgarantie“ 
durch die Tat augenfällig nachzu­
weisen. Andererseits überrascht es 
zu sehen, wie sehr besonders die 
Finanzpolitiker in den unionsregier­
ten Bundesländern gegenüber sol­
chen Sirenen-Gesängen aus den 
eigenen Reihen gefeit zu sein 
scheinen. Gemessen an den Zu­
wachsraten ihrer Gesamtausgaben 
im Jahre 1979 nehmen im Länder­
vergleich Baden-Württemberg, 
Bayern, Schleswig-Holstein und 
das Saarland mit Abstand die Spit­
zenpositionen ein. Die Netto-Neu- 
verschuldung am Kreditmarkt ist in 
den unionsregierten Bundeslän­
dern zusammengenommen um 
reichlich 14 % angestiegen, in der 
Gruppe der sogenannten A-Länder 
demgegenüber um mehr als 7 % 
zurückgegangen.

Daß die öffentlichen Haushalte 
ihre Ausgaben nach wie vor auch 
über Kredite finanzieren, dürfte 
selbstverständlich sein. Etwa ein 
Ende staatlicher Neuverschuldung 
überhaupt anzustreben, erscheint 
mir abwegig. Bund und Länder 
müssen jedoch ihre haushaltspoli­
tischen Entscheidungen weiterhin 
konsequent darauf ausrichten, ge­
genwärtig ihre Nettokreditaufnah­
me zu senken.

Dazu ist zum einen anzustreben, 
daß die Anstiegsrate der öffentli­
chen Ausgaben wie geplant unter 
dem voraussichtlichen Sozialpro­
duktswachstum gehalten wird. 
Noch gilt dieses ausgabenpoliti­
sche Ziel für das laufende Jahr kei­
neswegs als gesichert. Für zusätz­
liche internationale Verpflichtungen 
werden erhebliche Mittel benötigt. 
Auch sind bisher die finanziellen 
Konsequenzen der Tarifabschlüs­
se im öffentlichen Dienst nicht in 
voller Höhe berücksichtigt.
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Die Gebietsl<örperscliaften ste­
hen daher vor der Aufgabe, ihre 
Ausgabenansätze sehr l<ritisch zu 
überprüfen und unabweisbare 
iVlehrbedarfe, soweit irgend mög­
lich und vertretbar, durch Einspa­
rungen an anderer Stelle auszu­
gleichen. Ob und inwieweit dies 
gelingt, ist derzeit nur schwer ab­
sehbar.

Ein hohes Maß an Unsicherheit 
besteht zum anderen auch auf der 
Einnahmenseite. Für 1981 droht 
das Risiko eines schlechteren Kon­
junkturverlaufs. Bund und Länder 
müssen damit rechnen, daß sich 
ihre Steuereinnahmen ungünstiger 
entwickeln als zuvor angenommen. 
Vor diesem Hintergrund steht die 
Entscheidung über das Steuerent­
lastungsgesetz 1981 an. Dabei 
sind wir gezwungen, zwischen 
konkurrierenden Zielen abzuwä­
gen.

Steuerliche Entlastungen

Aus Gründen der sozialen Ge­
rechtigkeit muß es zu steuerlichen 
Entlastungen kommen. Unter kon­
junkturpolitischem Aspekt braucht 
zwar jetzt noch nicht gehandelt 
werden -  wir können jedoch davon 
ausgehen, daß die Steuersenkun­
gen den gesamtwirtschaftlichen 
Erfordernissen im Jahre 1981 nicht 
zuwiderlaufen. Dagegen wird die 
Konsolidierungsaufgabe durch 
staatliche Einnahmenverzichte 
zweifellos erschwert. Deshalb wäre 
es wünschenswert, den derzeit 
noch bestehenden Konsolidie­
rungsspielraum durch das Steuer­
paket nicht übermäßig stark einzu­
schränken.

Angesichts dieser Sachlage soll­
ten wir die Entwürfe für ein Steuer­
entlastungsgesetz 1981 überden­
ken und nach Möglichkeiten su­
chen, das Volumen des Gesamt­
pakets zu kürzen. Herzstück des 
Ganzen ist die Tarifkorrektur. Sie

ist erforderlich, um inflationsbe­
dingten Steuermehrbelastungen 
entgegenzuwirken, und sollte da­
her beschlossen werden. Auch die 
familienpolitische Komponente 
muß im Programm enthalten sein 
-  dies schon deshalb, damit ohne 
Einbußen für die Steuerzahler der 
unglückselige Kinderbetreuungs­
betrag wieder abgeschafft werden 
kann. Allerdings wirft der Vor­
schlag, statt dessen einen Kinder­
grundfreibetrag einzuführen, 
schwerwiegende Praktikabilitäts­
probleme auf. Wir wären daher gut 
beraten, den bisherigen Weg des 
Familienlastenausgleichs weiter­
zugehen und das Kindergeld zu er­
höhen. Dann blieben uns viele 
Schwierigkeiten bei der Durchfüh­
rung erspart. Ein drittes Element 
aus den vorliegenden Gesetzent­
würfen, das mir unverzichtbar er­
scheint, ist schließlich die Rege­
lung, bereits für dieses Jahr den 
Weihnachtsfreibetrag aufzustok- 
ken.

Wenn man sich beim Steuerent­
lastungsgesetz 1971 auf die drei 
Punkte Tarifkorrektur, Kindergeld 
und Weihnachtsfreibetrag konzen­
trierte, könnte es zu einer Entla­
stung kommen, die den Bürger 
nicht enttäuschen dürfte und den 
Vorteil hätte, die Haushalte der Ge­
bietskörperschaften nicht über Ge­
bühr zu strapazieren. Ob darüber 
hinaus mehr getan werden kann 
und wann dies zu geschehen hätte, 
müßte von der konjunkturellen und 
finanziellen Lage abhängig ge­
macht werden. Sollte diese mehr 
erfordern oder ermöglichen, wären 
Bundestag und Bundesrat sicher­
lich in der Lage, relativ schnell zu 
handeln.

Die vorgeschlagene Revision 
des anstehenden Steuerpro­
gramms trägt jedoch nur in be­
grenztem Umfang und vielleicht 
nur für kurze Zeit dazu bei, die öf­
fentliche Finanzlage zu entlasten

und den Netto-Kreditbedarf des 
Staates zu verringern. Auf längere 
Sicht wird es nötig sein, grundsätz­
licher über den künftigen Kurs un­
serer Steuerpolitik nachzudenken.

Ein progressiver Einkommen­
steuertarif bringt es zwangsläufig 
mit sich, daß bei steigendem Preis­
niveau, aber auch im Zuge des 
realen Wirtschaftswachstums die 
Durchschnittsbelastung aller Ein­
kommen ansteigt. Ich gehe davon 
aus, daß wir uns auch künftig in 
Abständen gezwungen sehen wer­
den, dafür durch entlastende Tarif­
korrekturen einen Ausgleich zu 
schaffen. Dies ist keine Frage von 
Reformen, sondern vorwiegend ein 
technisches Problem. Nur beiläufig 
sei angemerkt, daß sich das Erfor­
dernis wiederholter Tarifkorrektu- 
ren keineswegs mildern läßt, wenn 
etwa, wie verbreitet gefordert, statt 
der gegenwärtigen Tarifstruktur ein 
durchgehend progressiver Tarif­
verlauf eingeführt würde.

Vertretbare Steuermischung

Mir geht es darum, daß wir bei 
der Diskussion über die Einkom­
mensteuer die Entwicklung im Be­
reich der indirekten Steuern nicht 
aus dem Auge verlieren dürfen. 
Warum reagieren wir steuerpoli­
tisch nur dort, wo steigende Preise 
und Einkommen zu höheren steu­
erlichen Belastungsquoten führen? 
Bei den auf Mengenbasis erhobe­
nen speziellen Verbrauchsteuern 
tritt der entgegengesetzte Effekt 
ein, schwächt sich die Belastung 
kontinuierlich ab.

Zu Recht hat der Sachverständi­
genrat im Jahresgutachten 1978 
hervorgehoben, daß die Entwick­
lung der Abgabenlast ihren drama­
tischen Akzent nicht so sehr dar­
aus erhalten habe, daß etwa die 
volkswirtschaftliche Steuerquote 
insgesamt übermäßig angestiegen 
sei. Weit bedeutsamer sei die Tat­
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sache, daß sich die Steuerlast sehr 
stark zu den einkommensbezoge­
nen Steuern hin verlagert hat.

Die Forderung nach entlasten­
den Maßnahmen auf der einen Sei­
te ist verständlich und auch be­
rechtigt. Sie muß jedoch ergänzt 
werden um ausgleichende Steuer­
aufschläge auf der anderen Seite. 
Mit Blick auf die Konsolidierung der 
öffentlichen Haushalte wird es mit­
telfristig darauf ankommen, ein 
vernünftiges, auch sozial vertretba­
res Mischungsverhältnis zu finden. 
Korrekturen haben stattgefunden, 
stehen aber auch für die achtziger 
Jahre wieder an. Dabei müßten 
vorzugsweise spezielle Verbrauch­
steuern wie zum Beispiel die Ta­
bak- und die Branntweinsteuer in 
den Mittelpunkt künftiger Überle­
gungen rücken. Auch höhere üm - 
satzsteuersätze dürfen nicht 
grundsätzlich ausgeschlossen 
sein.

Veränderungen im Verhältnis 
zwischen den Einnahmen aus der 
Einkommens- und der Verbrauchs­
besteuerung berühren unmittelbar 
auch die Aufkommensrelationen 
zwischen den Gebietskörperschaf­
ten. Geht nämlich — wie bisher -  
das Gewicht der speziellen Ver­
brauchsteuern zurück, so wirkt dies 
zum Nachteil der Finanzkraft des 
Bundes. Ein -  wie vorgeschlagen 
-  verstärktes Streben nach mehr

Ausgewogenheit in der Steuer­
struktur trägt daher auch dazu bei, 
die Debatte um die Steuervertei­
lung zwischen Bund und Ländern 
zu entschärfen. Wenn der Bundes­
finanzminister eine ,,allgemeine 
Schieflage“ zu Lasten der Finanz­
ausstattung des Bundes feststellt, 
dann muß auch darüber gespro­
chen werden, ob die dem Bund zu­
stehenden Steuerquellen ange­
messen ausgeschöpft werden. Im 
Bereich der Verbrauchsbesteue­
rung sind meines Erachtens auf 
mittlere Sicht zusätzliche Einnah­
men möglich und geboten.

Mehranforderungen des Bundes

Nicht abgetan ist damit natürlich 
der Anspruch des Bundes, den 
Verteilungsschlüssel bei der Um­
satzsteuer zu seinen Gunsten zu 
verändern. Die Länder können je ­
doch einseitige Stellungnahmen 
nicht als letztes Wort akzeptieren. 
Daß auf den Bund finanzielle Mehr­
anforderungen zukommen, ist be­
kannt. Zugleich gibt es aber auf­
grund von Gesetzen des Bundes 
erhebliche Mehranforderungen 
auch an die Länderhaushalte. Hier 
gilt es sorgfältig abzuwägen, bevor 
ein abschließendes Urteil möglich 
ist.

Ob es wirklich erforderlich wird, 
die Verteilungsquoten bei der Um­

satzsteuer veränderten Aufgaben­
relationen anzupassen, kann zu­
dem nicht losgelöst davon ent­
schieden werden, wie die Diskus­
sion um das Steuerpaket ausgeht. 
Sollte sich die Kindergeldlösung 
durchsetzen, wird es wohl für den 
Bund einen Ausgleich geben müs­
sen.

Ein mögliches Argument aller­
dings, deri Ländern steuerliche 
Konzessionen abzuverlangen, 
muß schon jetzt mit Nachdruck zu­
rückgewiesen werden -  die Fi­
nanzlage der EG. Die Gemein­
schaft droht weit schneller an die 
Grenzen ihres gegenwärtigen Ein­
nahmenspielraums zu stoßen als 
bisher angenommen. Niemand 
darf jedoch davon ausgehen, die 
Länder könnten sich dazu bereit 
finden, der EG neue Finanzie­
rungsquellen zuzugestehen, um 
dadurch die immer mehr ins 
Schlingern geratende Agrarpreis­
politik zu stützen. Vielmehr müssen 
die Länder ein fundamentales In­
teresse daran haben, daß die ver­
hängnisvolle Dynamik der europäi­
schen Agrarausgaben endlich un­
ter Kontrolle gebracht wird. Eine 
dauerhafte Sanierung der EG-Fi- 
nanzen setzt unerläßlich die Re­
form der Gemeinsamen Agrarpoli­
tik voraus.

Das Manuskript von Herrn Senator Nölling 
lag uns am 2. Mai vor.
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